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Das Abonnement auf dieſes täglich drei Mal er⸗ 
scheinende Blatt beträgt vierteljährlich für on — 


Veſtellungen nehmen alle Poſtanſtalten des deut⸗ 


Mittag⸗Ausgave. 


ſener Zeilun 


Dreiundachlzigſter Jahrgang. 


Montag, 5. Juli. 


Amtliches. 
Berlin, 3. Juli. Der Kaiſer hat geruht: den ſtändigen Hülfs⸗ 
arbeiter im Reichs⸗Poſtamt Ober⸗Poſtrath Maßmann in Berlin zum 
Geheimen Poſt und vortragenden Rath im Reichs⸗Poſtamt, ſowie den 
Poſtrath zur Linde in Kaſſel und den Konſiſtorial⸗Rath Dr. Spilling 
in Berlin zu Ober⸗Poſträthen und ſtändigen Hülfsarbeitern im Reichs⸗ 
Poſtamt zu ernennen. > d > S 
Der Amtsrichter Boehncke in Johannisburg iſt in Folge feiner 
Ernennung zum Garniſon⸗Auditeur aus dem Zivil⸗Juſtizdienſt geſchie⸗ 
den. Die nachgeſuchte Dienſtentlaſſung iſt erheilt: dem Amtsgerichts⸗ 
Rath Gut in Köln und dem Amtsgerichts⸗Nath Küſter in Calbe 
a. Milde mit Penſion, dem Amtsrichter Freiherrn Wolff von Guden⸗ 
berg in Oldendorf behufs Uebertritts zur ſtändiſchen Verwaltung, dem 
Notar, Juftiz⸗Rath Berendes in Eilenburg und dem Notar, out 
* Rath Dippe in Tilſit. Der Amtsgerichts Rath Ramiſch in Groß⸗ 
` Strehlitz und der Amtsgerichts⸗Rath Bode in Kaſſel find in den Ruhe⸗ 
G ſtand getreten. In die Liſte der Rechtsanwälte iſt eingetragen: der 
, Rechtsanwalt Becker in Bockenheim bei dem Cher - Landesgericht in 
Frankfurt a. M. Der Nechtsanwalt Gruwe in Neuſtadt⸗Magdeburg, 
früher in Osterwieck, hat Ten Amt als Notar niedergelegt. Der Appel⸗ 
lationsgerichts⸗Rath z. D. Jürgenſen in Kiel, der Rechtsanwalt und 
Notar, Juſtizrath Putze in Liegnitz und der Rechtsanwalt Dr. Schott⸗ 
länder in Frankfurt a. M. find geſtorben. x 8 
Dem Grundbeſitzer Bochynek zu Sukowitz, Kreis Coſel, iſt die in 
Silber ausgeprägte Geſtüt⸗Medaille verliehen worden. e 
Der bisherige Regierungs⸗Baumeiſter Oskar Graßmann ut 
als königlicher Kreis⸗Bauinſpektor zu Rawitſch, Regierungsbezirk Poſen, 
angeſtellt worden. e * SE 
Der König hat geruht; den Landgerichtsrath Küſter zu Stettin 
zum ſtellvertretenden richterlichen Mitgliede des Bezirksverwaltungs⸗ 
Gerichts daſelbſt auch für die Dauer ſeines gegenwärtigen Hauptamtes 
am Sitze des letzteren, und den Gerichts⸗Aſſeſſor Wollmar in Lüneburg 
zum Amtsrichter zu ernennen. 


Vom Landtage 


25. Sitzung des Herrenhauſes. 15 
Berlin, 3. Juli. 11 Uhr. Am Miniſtertiſche Graf Stolberg⸗ 
Wernigerode, v. Puttkamer, Friedberg und Kommiſſarien. € 
Das Haus tritt in die Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend 
Abänderungen der kirchenpolitiſchen Geſetze ein. 
Referent Adams erſtattet im Namen der Kommiſſion mündlichen 


cht. bg 
0 ge Vorlage bezweckt die Wiederanbahnung des 


Die o 

iche Staatsregierung hatte geglaubt, dieſem Zwecke noch weitere Ein⸗ 
Gen 2 zu ſollen, als die heutige Vorlage bietet, insbeſon⸗ 
dere die Einſchränkung des Rekursrechtes an den Ge⸗ 
richtshof für kirchliche Angelegenheiten, die Ermöglichung ber Wieder⸗ 
einſetzung aus ihrem Amt entlaſſener Biſchöfe auf 
rein ſtaatlichem Wege, und neben einigen anderen unweſentlichen Be⸗ 
ſtimmungen die Ermächtigung des Staatsminiſteriums 
zur Feſtſtellung neuer Grundſätze, nach welchen der Kultusminiſter von 
weſentlichen Beſtimmungen des Geſetzes über die Vorbildung und An⸗ 
ſtellung der Geiſtlichen dispenſiren könne. Dieſe Vorſchläge ſind 
ſämmtlich vom Abgeordnetenhauſe abgelehnt worden Der Inhalt des 
Geſetzes iſt heute der folgende: Es hebt die der Kurie vorzugsweiſe 
unannehmbare Beſtimmung, wonach Religionsdiener durch den welt⸗ 
lichen Gerichtshof aus ihrem geiſtlichen Amte entlaſſen 
werden können, auf, und beſchränkt dieſelbe auf die Unfähigerklärung zur 
Ausübung des betreffenden Amtes; es hebt ferner das zur Verhinderung 

von Geſetzesumgehungen beſtehende Verbot der geiſtlichen 
Hülfeleiſtung in erledigten und behinderten Pfarreien bezüglich aller 
eſetzmäßig angeſtellten Geiſtlichen auf, und geſtattet außerdem den 
Hülfsgeiſtlichen die Fortſetzung ihrer amtlichen Thätigkeit auch nach 
eingetretener Erledigung der Stelle. Es erleichtert und erweitert die 
Thätigkeit der Krankenpflegeorden, indem es ihnen ge⸗ 

ftattet, neue Niederlaſſungen zu errichten und ihre Thätigkeit auch auf 

Pflege und ee © anderer nn insbeſondere auf 

noch nicht ſchulpflichtige Kinder und gefallene Frauensperſonen auszu⸗ 
dehnen. Neben dieſen definitiven Abänderungen der bisherigen 

Geſetze legt es zur Ueberleitung in geordnete Verhältniſſe für die Zeit 

is zum 1. Januar des Jahres 1882 mannigfach distretionäre 
Beſugniſſe in die Hand der Staatsregierung, namentlich die Vollmacht 

| bei Ernennung von Bisthumsverweſern von dem für dieſelben vorge: 
ſchriebenen Eide und von dem Nachweis eines Theils der 8 
ſchriebenen perſönlichen Eigenſchaften abzuſehen, ſowie für einzelne 
ganze Sprengel die Staatsleiſtungen auch in Fällen wieder 
aufzunehmen, wo die von der Kirche perhorreszirten desfalls geſetzlich. 
beſtimmten Vorausſetzungen nicht erfüllt ſind. Außerdem wird die 

bisher den einzelnen Miniſtern und beziehungsweiſe dem Oberpräſiden⸗ 

ten zuſtehende Einleitung einer kommiſſariſchen Vermögensverwaltung 

dem Beſchluſſe des Staatsminiſteriums vorbehalten. Dies iſt der 

/ weſentliche Inhalt der gegenwärtigen Vorlage. Ihre Kommiſſion 
empfiehlt Ihnen die unveränderte Annahme derſelben unter Ablehnung 

der vorliegenden ſchon in der Kommiſſſon mit allen gegen eine reſp. 

allen gegen drei Stimmen abgelehnten Amendements. Die Kommiſſion 
befindet ſich hierbei nach den ihr gegebenen Erklärungen des Herrn 
Miniſters nicht im Widerſpruch mit der königlichen Staatsregierung, 

welche auch ihrerſeits, nicht um der äußerſt zweifelhaften Möglichkeit 

der Wiederherſtellung eines ihrer abgelehnten Artikel Willen alles mi! 

großer Mühe Erreichte in Frage geſtellt und ernſtlich gefährdet ſehen 

möchte. Die Kommiſſion erachtet die Vorlage als einen ag ei 

Schritt des Staates auf dem Wege zum kirchlichen Frieden, der 
hoffentlich entgegenkommende Schritte von der en ( 

zur Folge haben wird. Der Wunſch, den religiöſen 
Frieden hergeſtellt zu ſehen, wird von allen Par⸗ 

teien des Landes und allen Konfeſſionen gleichmäßig empfunden. 

Von allen Seiten wurde anerkannt, daß bei der großen Zahl verwaiſter 
Pfarreien der Staat wohl Veranlaſſung habe, in den vorliegenden 
Punkten, deren Abänderung in keinem Widerſtreite 

mit den Prinzipien ſeiner kirchenpolitiſchen Ge⸗ 
ſetzgebung ſteht, Modifikationen zur Linderung eingetretener 

Härten und Erleichterung des Friedens eintreten zu laſſen. Als das 

durch die Beſtimmungen der heute zur Verhandlung ſtehenden Vorlage 
nicht alterirte Prinzip der kirchenpolitiſchen Geſetzgebung wurde hierbei 
angeführt: Schutz der kirchlichen Minoritäten gegen 
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| die Anwendung äuferli entehrender Straf- und 
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Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 
Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, find an die 
Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 
genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


Zudtmittel; S kung der Landesangehörigen 
vor geiſtlichen en. ern und Führern, welche den 
Anforderungen nicht entſprechen, die der Staat 
mit Rückſicht auf die Wichtigkeit ihres Amtes be⸗ 
üglih ihrer Ehrenhaftigkeit, wiſſenſchaftlichen 
Bildung und Friedfertigkeit ſtellen muß; endlich 
Rechts ſchutz der Religionsdiener gegen Diszipli⸗ 
nar⸗Entſcheidung durch Zulaſſung der Berufung 
an ein ſtaatlich organiſirtes Gericht. Ingleichen fand 
die Frage, ob in der Vorlage eine die Autorität des Geſetzes 
ſchwächende unſtatthafte Nachgiebigkeit liege, allge⸗ 
meine Verneinung. Man erwog wohl, daß es ſich allerdings um Nach⸗ 
giebigkeit handle gegenüber einem den Landesgeſetzen die Anerkennung 
verweigernden Theile der Bevölkerung. Es wurde jedoch zur Ent⸗ 
ſchuldigung des zunächſt in Betracht kommenden katholiſchen 
Volkes ausgeführt, daß daſſelbe ſich in einem ſchwier igen Konflikte 
befunden habe; daß einzelne Beſtimmungen der Maigeſetze, wie auch 


gegenwärtige Vorlage anerkenne, der Abänderung bedürfti 
ſeien. Daß auch viele Irrung veranlaßt worden ſei, dur 
die Anrufung des Satzes; „man müſſe Gott mehr ge⸗ 


horchen, als den Menſchen.“ Das Volk habe ſich nicht klar gemacht, 
daß dieſer Satz ſich beziehe auf den Konflikt der inneren Stimme des 
Gewiſſens mit der äußeren Macht, daß er aber keineswegs anzuwen⸗ 
den ſei in einem nicht die Moral, noch das Evangelium, ſondern 
ſtaatskirchenrechtliche Organiſations⸗ und Machtfragen betreffenden 
Konflikte, und daß am allerwenigſten in ſolchem Konflikte die Stimme 
der kirchlichen Oberbehörden zu identifiziren ſei mit Gottes Gebot. Die 
von einzelnen Mitgliedern behauptete dogmatiſche Unmöglich⸗ 
keit der im Sinne des Geſetzes vom 11. Mai 1873 anzuerkennenden 
Anzeigepflicht wurde von den verſchiedenſten Seiten beſtritten und — 
wiewohl vergeblich — auf Bezeichnung des mit ihr unvereinbaren 
Dogmas provozirt. Es wurde hierbei hervorgehoben, daß in anderen 
Staaten nicht nur ein Veto der Staatsgewalt, ſondern die Ernennung 
der Pfarrer durch dieſe heite e; und daß auch in Theilen unſeres 
Staates, wie von dem Miniſter im Abgeordnetenhauſe nachgewieſen 
worden, lange Zeit hindurch die Ernennung unter Zuftimmung des 
Oberpräſidenten erfolgt ſei. In Preußen feien die Verhältniſſe der 
Kirche günſtiger, als vielfach anderwärts. Während bei uns das Veto 
des Oberpräſidenten auf einige genau fixirte Gründe beſchränkt ſei, 
könne in anderen Staaten die ee ohne Angabe irgend eines 
Grundes verſagt werden. Während bei uns die Amufung eines Ge⸗ 
richtsſpruches gegen die Entſcheidung des Verwaltungsorgans zuläſſig 
ſei, beſtehe das Veto anderwärts als ein abſolutes und deſinitives. 
aß der Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten Inte, den Veto 
üftdenten ſtehe, ſei ofern unrichtig, . ao 
et mmend, als Neier Gerichtshof nicht gegen die Kirche in 
dieſer Frage wirkſam werden könne, ſondern nur für fi, wern fie 
denſelben anrufen wolle, was vollſtändig ihrem freien Ermeſſen 
überlaſſen ſei. Die 2 Ve könne nach dem Tolerari posse in 
dem Briefe des Papſtes Leo an den Erzbiſchof Melchers unmöglich 
mehr als dogmatisch unzuläſſig bezeichnet werden. — Anſchließend an 
die Worte des Abg. Stroſſer: „der Herr habe ſeinen Jüngern den 
Auftrag gegeben, die Sakramente zu verwalten, und habe nicht hinzu⸗ 
Plast „holt Euch die Erlaubniß erſt vom römiſchen Koiſer und ſeinen 
räfekten und Statthaltern“, faßt der Führer des Zentrums, der Abg. 
Windthorſt ſeine Begründung in die Worte zuſammen: „Chriſtus habe 
ein Mandat ertheilt, und wenn der ein Mandat ertheilt habe, dann 
dürften die Mandatare deſſen Ausübung nicht abhängig machen wollen 
von der Zuſtimmung eines Oberpräſidenten.“ Die ganze Argumen⸗ 
tation zerſtiebt vor der Betrachtung, welche Hinderniſſe die Boten des 
Glaubens ſtets überwunden haben und täglich überwinden, um ihr 
Amt auszuüben, von denen das, ſich perſönlich die Erlaubniß der 
Staatsgewalt zur Ausübung des Berufs zu erbitten, wahrlich das 
kleinſte iſt. Die Argumentation iſt eben jo unrichtig, wie der in feiner 
objektiven Allgemeinheit falſche und in dieſer Faſſung agitatoriſch 
wirkende Satz, in Preußen ſei das Spenden der Sakramente und Leſen 
der Meſſe unter Strafe geſtellt. Dieſe Soen als ſolche ſind nicht 
verboten, es iſt nur beſtimmten, nach den Staatsgeſetzen unbefugten 
Perſonen deren Ausübung unterſagt. Denken wir uns doch einen 
Augenblick, meine Herren, die Apoſtel ſtänden an der Grenze eines 
Reiches und der Landesfürſt ſagte ihnen: „Tretet ein, Ihr dürft Eure 
Religion öffentlich üben, Kirchen bauen und feierliche Prozeſſtonen 
halten. Nur eines bedinge ich mir: Als Prieſter für andere Völker 
könnt Ihr wählen und entſenden wen Ihr wollt. Als Prieſter in den 
1 Aemtern meines Landes laſſe ich bei der Wichtigkeit ihrer 
tellung als Lehrer und geiſtliche Führer meines Volkes nur ſolche 
Männer zu, von denen auch ich reſp. meine Präfekten, die Ueberzeugung 
haben, daß ſie ehrenhaft, gebildet und friedfertig ſind. Dem müßt Ihr 
Euch fügen, wer dawider handelt, verfällt dem Strafgeſetze. Ich werde 
Eure geſetzmäßig beſtellten Prieſter aber auch ſchützen und achten, jede 
Beleidigung derſelben unter beſondere Strafe ſtellen, und werde Eueren 
Kirchengemeinden das Recht juriſtiſcher Perſonen verleihen, daß fie Ver⸗ 
mögen erwerben und in Teſtamenten bedacht werden können.“ So liegt 
die Frage der Anzeigepflicht heute bei uns. Glauben Sie, die Apoſtel 
hätten erwidert: „Dieſen Bedingungen können wir uns nicht fügen. 
Wir allein müſſen zu entſcheiden haben wer in jedem Lande als 
Prieſter zuzulaſſen iſt. Hier kann die Kirche ihres Amtes nicht walten, 
hier wird das Spenden der Sakramente unter Strafe geſtellt, wir 
ſchütteln den Staub von unſeren Füßen und überlaſſen diejenigen in 
dieſem Lande, welche ſich nach den Tröſtungen unferer Religion ſehnen, 
einer Zeit, wo dieſe Beſchränkung aufgehoben ſein wird?“ Ebenſo 
wenig denkbar wie dies, ebenſo wenig iſt anzunehmen, daß Papſt Leo, 
wenn es ſich nach der jetzt erfolgenden Wegräumung anderer Schwierig⸗ 
keiten darum handelt, ob die Anzeigepflicht, ſo wie der Staat ſie ver⸗ 
langt, gës, et werden folle, diejelbe verweigern könne. Es iſt Saber 
der vom Staate eingeſchlagene Weg kein nutz⸗ und ausſichtsloſer 
und auch kein die Souveränetät des Geſetzes verletzender. Ich empfehle 
Ihnen im Namen der Kommiſſion die Annahme der Vorlage und bitte 
Sie, dieſelbe nicht durch irgend eine Abänderung zu gefährden. 
Kultusminiſter v. Puttkamer: Ich will nur die Stellung der 
Staatsregierung zu den Beſchlüſſen des anderen Hauſes darlegen. Als 
der Stgat ſich Schutzwehren errichten mußte gegen den Anſturm der 
vatikaniſchen Beſchlüſſe, hat ihm die Abſicht fern gelegen, einen Konflikt 
mit den Organen der katholiſchen Kirche heraufzubeſchwören oder den 
religiöſen Ueberzeugungen ſeiner katholiſchen Unterthanen zu nahe zu 
treten. Wenn dieſer Konftift uns nicht erſpart geblieben iſt, jo bat 
Niemand dies tiefer beklagt als die Regierung; ſie hat deshalb die 


t in 


im Jahre 1840 eine Niederlage erlitten hat, die ihr Anſehen Tom 


erſten Anzeichen des Friedens mit Freuden begrüßt und gern die Hand 
zu Erörterungen geboten. Woran dies Beſtreben geſcheitert iſt, if 
bekannt. Die Regierung will ihren katholiſchen Unterthanen gewäh 

was ohne Verletzung der Staats⸗Intereſſen gewährt werden kann, d 
GE aber das Entgegenkommen der andern Seite voraus 
(Der Miniſter charakteriſirt nun den Geſetzentwurf in ſeinen Haupt⸗ 
punkten.) Wenn eine ſolche Vorlage von zwei diametral ent⸗ 
gegengeſetzten Richtungen bekämpft wird, wenn die einen darin 
ein ſchwächliches Zurückweichen des Staates erblicken, während 
die andern meinen, daß die Vorlage die katholiſche Kirche ges 
bunden dem Staate überliefern ` Toile, ſo geht ſchon daraus 
hervor, daß die Wahrheit zwiſchen beiden Meinungen liegen müſſe 
Wenn die Vorlage in ihrer urſprünglichen Geſtalt von dem Abgeord⸗ 
netenhauſe nicht gebilligt worden iſt, jo muß ich das tief bedauern; es 
iſt dies durch eine unnatürliche Koalition ermöglicht worden. Wenn 
man von der Mehrheit des Abgeordnetenhauſes welche die Hauptbe⸗ 
ſtimmungen zu Falle gebracht hat, diejenige Partei abzieht, die das 
eminenteſte Intereſſe an der Vorlage hatte, aber aus anderen Grün 
den eine ablehnende Haltung einnahm, fo bleibt das Fazit, daß die 
überwiegende Mehrheit der evangeliſchen Vevölkerung Preußens es für 
an der Zeit hält, den Frieden herbeizuführen. Das iſt ein ſchöner 
Troſt für die 1 und wird für ſie ein Fingerzeig ſein, den ſie 
nicht unbenutzt laſſen wird. Die wichtigſten Beſtimmungen find ge⸗ 
fallen, der Reſt iſt weniger ein politifches. als ein nützliches Verwal⸗ 
tungsgeſetz. Es lag für die Regierung die Verſuchung nahe, nach 
dieſen Ergebniſſen der Verhandlungen im Abgeordnetenhauſe, auf die 
weitere Berathung ganz zu verzichten und die Angelegenheit der 3 3 
kunft zu überlaſſen. Aber diejelbe glaubt die Pflicht zu haben, auch 
das kleinſte Hilfsmittel, welches zum Frieden führen könnte, nicht zu⸗ 
rückweiſen zu dürfen. Sie nimmt deshalb die werthvollen Rudera an 4 
die das Abgeordnetenhaus noch übrig gelaſſen hat, worunter ſich auch 
die Art 5 und 6 (früher Art. 9 und 10) befinden. Es wird ſchwierig 
ſein, auf dieſer Baſis kirchenpolitiſche Schritte zu thun, W 


das Hauptmittel, die Wiedereinſetzung der Biichöfe, fehlt. 
gierung wird es aber auch mit dieſer Abſchlagszahlung verſuchen und 
ich verſpreche Namens der Regierung, daß die Vorlage in loyaler, de 
Intereſſen des Staates entſprechender Weiſe angewendet werden Tell 
Profeſſor Dope (Göttingen): Meine Herren, ich bin überzeugt, 
daß der Proteſtantismus auf die Dauer vor der Unterdrückung durch 
den Katholizismus nur durch den ſtarken Schutz des Staates bewahr 
werden kann. Man braucht ja nur nach Tirol zu ſehen, um ein Bei 
ſpiel vor Augen zu haben. Als proteſtantiſcher Chriſt werde ich mich 
nie dazu hergeben, von dem ſtarken Bollwerk, das der Staat geg 
die Uebergriffe der Kirche errichtet hat, das Banner mit dem ſchwar 
en preußiſchen Adler herabzuholen und die päpſtliche Flagge aufzu⸗ 
BR Ich glaube auch, 
uder iſt, 


a 3 der e dee anzler am 
das Prinzip der Maigeſetze nicht wird aufgegeben werden 
Als Lutheraner muß ich es tief beklagen, daß in fonjervativ-evangel 
ſchen Kreiſen der Geiſt der Reformation immer mehr vom latholiſche 
Geiſt und Weſen durchdrungen wird. Ich beklage es, daß die evang 
liſchen Konſervativen der öſtlichen Provinzen den Staat als die ſünd 
liche Welt hinſtellen und die äußere Kirche mit dem Reiche Gottes 
identifiziren. Das iſt römiſch⸗katholiſche, nicht evangeliſche Anſchauung 
Was ſoll man ſagen, wenn im anderen Hauſe ein evangeliſche 


Konſervativer die weltentſagende Kontemplation des Mönchs⸗ 
thums preiſt? Schon Luther hat auf den inneren Zuſam⸗ 
menhang der Schwarmgeiſterei des Dr. Carlſtädt und des 
Papſtthums hingewieſen, wir ſehen heute denſelben Zuſam 


menhang in Herrn Windthorſt und Herrn Stöcker verkörpert 
Es geht eine tiefe Erregung durch einen großen Theil der evangeliſche 
Bevölkerung, man fürchtet eine Niederlage des Staates im Kampf 
gegen die Kurie und den Triumph der abgeſetzten Biſchöfe. Die Re⸗ 
gierung, die den Frieden mit der Kurie ſucht, möge bedenken, daß ſie 
dabei nicht den Frieden mit ihren evangeliſchen Unterthanen verliert. 
Für unmöglich habe ich es gehalten, daß die Biſchöfe wieder zurückge⸗ 
führt werden könnten, welche ihren Widerſtand gegen die Geſetze des 
Staates aufs Aeußerſte getrieben und das Vorgehen des Staates mit 
den Verfolgungen eines Nero und Diokletian verglichen haben. Mit 
dem römiſchen Hofe iſt ein dauernder Frieden überhaupt nicht möglich, 
höchſtens ein Waffenſtillſtand, namentlich ſeit dem Vatikanum. Wenn 
Leo XIII. auch die Abſicht hat, den Katholiken Deutſchlands zu Hülfe 
zu kommen, fo wird er doch vom Papalſyſtem nichts aufgeben, das 
zeigen ja die Verhandlungen mit der Kurie. Am gt Li aber iſt 
gerade für den preußiſchen Staat ein Frieden mit der Kurie möglich, 


die dieſem Staate nicht einmal das Bischen Anzeigepflicht bewilligen 


will, daß ſie in anderen Staaten willig zugeſteht. 7 h 
Staat iſt groß geworden unter der ſtaatlichen Oberhoheit über die 
Kirche, erhalten wir ihm dieſe Gewalt! Er iſt nach römiſcher Auf 
faſſung groß geworden durch Kirchenraub. Dieſer Staat hat ſich dur 
ohann Sigismund, durch den Großen Kurfürſten, durch Friedrich den 
roßen zum Staate der Gewiſſensfreiheit ausgebildet, die Rom bie 
Freibeit des Verderbens nennt. Der preußiſche Staat iſt auch Ihr 
katholiſchen Unterthanen gerecht geworden, und im Landrecht iſt das 
Syſtem der Parität unter einer ſtarken Staatsgewalt durchgeführt 
Ich bin der Meinung, daß die Krone in ihrem Kampf gegen die Kurt 


Der preußiſche 


ſchädigte und an die ich nicht ohne eine Regung patriotiſchen 
Schmerzes denken kann. Die Kircchenpolitik des ein di a 
drich Wilhelm IV. hat die Saat geſäet, aus Di 
ſtreitbare Partei des Zentrums gar jo üppig aufgegangen 
Ich gebe zu, daß in den Maigeſetzen einzelne Fehler gemacht word 
find, und ihr größter Fehler iſt, daß fie für beide Konfeſſionen gleic 
mäßig erlaſſen ſind. Die katholiſche Kirche iſt nicht nur wie die eva 
geliſche eine Gemeinſchaft der Gottesverehrung, ſondern eine Weltmach 
und muß daher mit einem anderen Maße gemeſſen werden. Das he 
auch der Miniſter Falk erkannt, er konnte aber mit feiner Meinung nid 
durchdringen gegen den doktrinären Satz, daß man keine Ausnabmege 
ſetze machen ſolle. Die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes halte ich fü 
annehmbar, niemals aber die Artikel 2 und 4 der Regierungs vorlage, 
in Bezug auf welche auch ein Unterſchied zwiſchen Puttkamerſcher Hecht: 
ſchreibung und Bismarckſcher Orthographie vorzuliegen ſcheint. ch 
ole Ihnen alſo die Beſchlüſſe des Abgeordnetenhauſes zur An 
nahme. 

Kultusminiſter v. Puttkamer: Gegen die nicht ſympathiſche 
Art, mit welcher der Vorredner meine Perſon berührt hat, muß ich 
einige Worte der Abwehr ſagen. Er hat es getadelt, daß ich als evon- — 
geliſcher Chriſt im Abgeordnetenhauſe unter dem Beifall des Zentrums 
große Reden gehalten habe. Ich bin aber nicht nur evangeliſcher Chrift, 
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ſondern auch preußiſcher Staatsminifter. Ich habe nicht polemiſch ge: 
ſprochen, weil ich eine verſöhnliche Maßregel zu befürworten hatte. 
(Beat) Wenn ich gereist werde, kann ich auch in anderem Tone 
prechen. (Heiterkeit.) Sachlich habe ich dem Zentrum genügend dar⸗ 
gelegt, daß ich die unveräußerlichen Rechte des Staates zu wahren ge⸗ 
willt bin. In Bezug auf die Einbringung des Art. 4 kann ich im Ge⸗ 
enſatz zu Vorredner erklären, daß dabei eine volle Solidarität des 
taatsminiſterjums geherrſcht hat. Se 
Fürſt Ferdinand Radziwill: Die Vorlage wurde bei ihrer Ein⸗ 
bringung von der katholiſchen Bevölkerung überall mit Freuden bes 
grüßt, weil fie einen Bruch mit der bis dahin befolgten Deviſe „Los 
von Rom“ ankündigte. Halbe Maßregeln, wie ſie aber jetzt zur Her⸗ 
ſtellung der concordia imperii et sacerdotii getroffen werden ſollen, 
ſind ſchlimmer als gar keine. Immerhin verdient aber die damit be⸗ 
folgte Abſicht die volle Anerkennung der Katholiken. Dank verdient 
auch die warme Befürwortung der Vorlage durch die Regierung. Die 
Maigeſetze haben die katholiſche Hierarchie zerſtört; dieſe Hierarchie iſt 
aber ein integrirender Theil der katholiſchen Religion, wie ſie unter der 
Autorität des Staats aus dem Katechismus in jeder Volksſchule ge⸗ 
lehrt wird. In dieſer Beziehung bringt die Vorlage nur eine formale 
Aenderung in dem Texte der eventuellen ſpäteren Abſetzungserkennt⸗ 
niſſe des kirchlichen Gerichtshofes. Sonſt hält die Vorlage die Mai⸗ 
geſetgedung vollſtändig aufrecht, deshalb muß ich die Vorlage ablehnen. 
Udo Grae Stolberg: Allerdings hat die Maigeſetzgebung viele 
Schäden verurſacht; aber nicht der Staat kann ſie beſeitigen, ſondern 
nur der Papſt, wenn er die Anzeigepflicht anerkennt. Es handelt ſich 
nicht um den Kampf zwiſchen Katholizismus und Proteſtantismus, 
zwiſchen Glauben und Unglauben, ſondern um den alten Streit zwi⸗ 
chen Kaiſer und Papſt. Wir wollen aber micht, daß unſer theures 
aterland unter römiſchen Pantoffel kommt. Alle treuen Preußen 
müſſen ſich in dieſem Kampf einmüthig um den Thron der Hohenzol⸗ 
lern ſchaaren. Die ursprüngliche Regierungsvorlage war ein Voll⸗ 
machtsgeſetz. Gegen daſſelbe kämpften die Fortſchrittspartei — ſelbſt⸗ 
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verſtändlich das Zentrum — und das kann ihr nur zur Empfehlung 


— 


gereichen. Wo dieſe beiden Parteien ſich gegen eine Vorlage verbin⸗ 
den, thut man gut, für dieſelbe zu ſtimmen. Die Rede des Abg. Falk 


hat der Vorlage im Lande ſehr geſchadet und doch war ſie nicht kon⸗ 


ſequent. Dieſe Vorlage verläßt den Standpunkt des auch von ihm ge: 
billigten Staatsminiſterialbeſchluſſes nicht. Sie war beſtimmt, eventuell 
gegen Papſt und Zentrum mit den preußiſchen Katholiken Frieden 
8 ſchließen und ſo die erſteren zur Nachgiebigkeit zu zwingen. 
eshalb ſträubte ſich auch das Zentrum gegen die Vorlage und 


e 


d 


erkennen. 
Die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung des Amts hat den 
Verluſt des Amtseinkommens zur Folge. 
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ft auf Unfähigkeit zur Bekleidung des Amts erkannt, f den 
die A 990 d 3 874, des § 31 Ge Bez 


eſetzes vom 20. Mai 1874, 
vom 12. Mai 1873, ſowie der §8 13 bis 15 im Geſetz vom 22. April 
1875 entſprechende Anwendung.“ R 
Graf zur Lippe beantragt dem Artikel 1 folgenden Zuſatz als 
vierten Abſatz hinzuzufügen: „Die auf Grund der 85 24 ff. des Ge⸗ 
ſetzes vom 12. Mai 1873 durch gerichtliche Urtheile herbeigeführte Er⸗ 
ledigung der Stellen iſt fortan unwirkſam. Bis zur Uebernahme der 
Stelle ſeitens eines Biſchofs oder Bisthumsverweſers verbleibt es in⸗ 
deſſen bei der auf Grund des Geſetzes vom 20. Mai 1874 angeordneten 
Vermögensverwaltung.“ 7 5 

Bürgers konſtatirt, daß die Stellung des Antrages ein An⸗ 
erkenntniß der Berechtigung der Anſicht iſt, welche zur n der 
abgeſetzten Biſchöfe die königliche Gnade allein nicht ausreichend hält, 
ſondern dafür einen Akt der Geſetzgebung für erforderlich erachtet. 
Und auf dem Boden dieſer Anſicht ſtehe er vollkommen. Redner er⸗ 
kennt nicht, daß die Maigeſetzgebung zu weit gegangen, wenn ſie 
eventuell Biſchofsſitze für erledigt erkläre. Er ſtumme aber für Ar⸗ 
nn a derſelbe den eigentlichen Gedanken der Maigeſetze praktiſcher 
ausdrücke. 

Juſtizminiſter Friedberg konſtatirt ebenfalls mit Befriedigung, 
daß die hohe juriſtiſche Autorität des Grafen Lippe durch die Stellung 
feines Antrages die Berechtigung des urſprünglichen Artikels 4 der 
Regierungsvorlage anerkannt habe. Derſelbe hätte eine dieſer Anſicht 
konforme Praxis während ſeiner Amtsführung geübt. Deſto ſchärfer 
müſſe aber die Regierung dem unbegründeten Vorwurfe entgegentreten, 
dat e 4 eine Einſchränkung des königlichen Gnadenrechts ot: 

alten habe. 

Unter Ablehnung des Antrages Lippe wird Art. 1 unverändert 
angenommen; ebenſo ohne Debatte die Art. 2—4. 

Domprobſt Dr. Holzer (Trier) empfiehlt den Art. 5 zur An⸗ 
nahme, der wenigſtens eine geordnete Seelſorge ermögliche und den 
vielen Leiden der katholiſchen Bepölkerung in dieſer Beziehung, ein 
GC EN werde. Dieſer Artikel werde am beiten den Frieden 

eförbern. 

Die Artikel 5—7 werden unverändert angenommen; ebenſo 
das Geſetz im Ganzen. (Dagegen ſtimmen nur wenige Mitglieder, 
u. A. Graf Brühl, Graf Schulenburg, Frhr. v. Landsberg.) 
Präſident Herzog von Ratibor macht Mittheilung von einem 
Schreiben des Staatsminiſteriums, welches zu einer Sitzung der ver⸗ 
einigten Häuſer des Landtages um 8 Uhr Abends behufs Ent⸗ 
gegennahme einer Allerhöchſten Botſchaft einladet. 
Nachdem Baron Senfft von Pilſach dem Präſidium den 
Dank des Hauſes für ſeine Thätigkeit ausgeſprochen, giebt Präſident 


Seu von Ratibor die übliche Geſchäftsüberſicht, worauf die 
ng mit einem dreimaligen Hoch auf den Kaiſer um 44 Usr 
ër, 
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Politiſche Aeberſicht. 
Poſen, den 5. Juli. 

Im Herrenhaufe ftand vorgeſtern das Kirchen— 
geſetz zur Verhandlung. Neues konnte natürlich die Debatte, 
nachdem das Thema wochenlang nach allen Richtungen erſchöpft 
worden und da dem Herrenhauſe aufgegeben worden war, die 
Vorlage ſo, wie ſie aus den Debatten des Abgeordnetenhauſes 
hervorgegangen, zu acceptiren, nicht mehr vorbringen. Das 
Geſetz wurde nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes an⸗ 
genommen. Am nämlichen Tage Abends 8 Uhr fand in einer 
gemeinſchaftlichen Sitzung der beiden Häuſer der Schluß des 
Landtages ſtatt. 


In einer der letzten Sitzungen des Petitionskom⸗ 
MTyfton bes 5 frönen hae Mn el fes 


rechtlich nicht unintereſſante Petition zur Verhandlung. Es 
handelt ſich um einen mehrjährigen Gehaltsrückſtand, welchen ein 
im Jahre 1802 verſtorbener kurtrier'ſcher Hauptmann und 
Kammerjunker von der ehemaligen kurtrier'ſcher Regierung zu 
fordern hatte, eine Forderung, die jetzt von den Großneffen und 
Erben deſſelben an die preußiſche Regierung geltend gemacht 
wird. Die frühere herzogliche Regierung von Naſſau, welche 
den rechtsrheiniſchen Theil des kurtrier'ſchen Landes bei Auflöſung 
des Kurfürſtenthums erhalten hatte, hat ſ. Z. die Forderung auf 
den auf Naſſau entfallenden Antheil des Gehaltsrückſtandes als 
berechtigt anerkannt und befriedigt. Die preußiſche Regierung 
aber hat, nachdem ſie in den Beſitz des franzöſiſchen Antheils 
des ehmaligen kurtrier'ſchen Landes gekommen, eine Verpflichtung 
zur Zahlung des auf dieſen Antheil entfallenden Betrags der 
Schuld nicht anerkannt. In der Kommiſſion wurde nun aus 
geführt: Nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen hätten, als nach 
Auflöſung des kurtrier'ſchen Staates der rechtsrheiniſche Theil 
des kurtrier'ſchen Territoriums dem Herzoge von Naſſau, der 
linksrheiniſche der franzöſiſchen Regierung zugefallen waren, beide 
Regierungen nach Verhältniß der Größe der ihnen zufallenden 
kurtrierſchen Landestheile die kurtrierſchen Schulden übernehmen 
müſſen. Die franzöſiſche Regierung aber hat ſich dadurch als 
fremde Gewaltherrſchaft erwieſen, daß ſie alle Verpflichtungen 
der früher auf dem linken Rheinufer beſtandenen deutſchen Regie⸗ 
rungen als ſie nicht angehend ignorirte und alle Anſprüche von 
Privaten gegen dieſe Regierungen gänzlich unberückſichtigt 
ließ. Nachdem das linke Rheinufer für Deutſchland zurückerobert 
worden und nunmehr das frühere kurtrierſche Land der preu— 
ßiſchen Regierung untergeben iſt, hat Preußen ſich nicht nur als 
Nachfolger der franzöſiſchen Gewaltherrſchaft, ſondern als Rechts⸗ 
nachfolger der früheren deutſchen Regierung zu erweiſen und die 
Anſprüche derjenigen, welche dieſer deutſchen Regierung treu ge⸗ 
dient haben, dürfen nicht mehr ganz unberückſichtig bleiben. Die 
Kommiſſion beantragte daher, die Petition der Staatsregierung 
zur Berückſichtigung zu überweiſen. 

In ſehr ſcharfer Weiſe kritiſirt der letzte Wochen⸗ 
bericht der „Nat.⸗ Ztg.“ über den Getreide⸗ 
markt die Stellung der Regierung zur Getreidezollfrage und 
insbeſondere die Ausführungen des Landwirthſchaftsminiſters 
Lucius bei der letzten Roggenzolldebatte im Abgeordnetenhauſe. 
Die Auffaſſung des Miniſters, daß die Roggenbeſtände jetzt un⸗ 
gefähr ſo groß wie vor Jahresfriſt, ſei ganz unhaltbar, und es 
werde für Jeden, der dem Getreidehandel nicht völlig fremd ſei, 
weiter keines Beweiſes bedürfen, daß im Gegentheil überall die 
Symptome außerordentlicher Erſchöpfung der Roggenvorräthe 
handgreiflich zu Tage träten. 

„Es mag ſchwierig ſein“, bemerkt der Bericht weiter, „einem dem 
Geſchäftsleben Fernſtehenden begreiflich zu machen, wie allein die That⸗ 
ſache, daß an allen Terminmärkten mit koloſſalen Deports gehandelt 
wird, unwiderleglich darthut, wie knapp der Roggen iſt; aber, da ß 


. 
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oggen beſitzen, das hätte am Ende auch der 
Regierung bekannt ſein können. Wir ſehen auch 
gerade darin, daß eine ganz außerordentliche Knappheit an Roggen, 
beſteht, ein ſtarkes Motiv dafür, daß wir es dauernd fühlen werden, 
wenn die nächſte Ernte dieſer Frucht, wie zu erwarten iſt, beſonders 
mangelhaft ausfällt. So groß ſcheint das Mißgeſchick in der That 
nicht werden zu wollen, daß es die Kornzölle ſchnell beſeitigt, die Ein⸗ 
ſicht jedoch, daß alle Motive, welche zur Einführung derſelben ſ. 3. 
mobil gemacht wurden, hinfällig find, dürfte mächtig um ſich greifen, 
wenn nun dauernd nur 4 Pfd. und darunter ſtatt 5 Pfd. und dar⸗ 
über vom Roggenbrot für 50 Pf. käuflich ſind. Die vom Miniſter 
jetzt anerkannte, überflüſſiger Weiſe noch unter Beweis geſtellte That⸗ 
ſache, daß die bei Einführung der Kornzölle beſtehenden billigen Rog⸗ 
genpreiſe nur ene Ausnahme waren, höhere Preiſe aber die Regel“ 
bildeten, dieſe Thatſache ſollte ſ. Z. nicht gelten; damals war unauf⸗ 
börliche Ueberſchwemmung mit fremdem Korn der Grund, weshalb 
ohne Schutzzoll unſere Landwirthſchaft ferner nicht ſollte exiſtiren Ton: 
nen. Nun aber iſt die ſchlechte künftige Ernte verbunden mit dem 
Ausfall des vorigen Jahres, im Gegenſatz zur ungewöhnlich guten 
Ernte vom Jahre 1878, die einfache und ganz natürliche Urſache für 
eine durchaus nicht auffallende Preisſteigerung. Naiver kann unmög⸗ 
lich regierungsſeitig alles das desavouirt werden, was vor Jahresfriſt 
zu Gunſten der Kornzölle auch regierungsſeitig ausgeführt wurde. 

Der Präſident des Pariſer Tribunals, Aubegin, 
hat in der dringlichen Anklage der Jeſuiten, Angeſichts der Wich⸗ 
tigkeit der in Frage ſtehenden Prinzipien, die Entſcheidung bis 
Mittwoch verſchoben. Mehrere andere Gerichte haben ſich für 
kompetent erklärt. Die Regierung hat ſofort durch die Präfekten 
den Kompetenzkonflikt erhoben. Aus einigen Orten 
der Provinz werden Manifeſtationen und Ruheſtörungen anläßlich 
der Ausführung der Dekrete gemeldet, doch ſind dieſelben leicht 
unterdrückt worden. Eine ſteigende Erregung der Gemüther iſt 
indeſſen unverkennbar, welche, falls die Amneſtie verworfen wer⸗ 
den ſollte, zu ernſten Befürchtungen für den 14. Juli berechtigt. 
Die Nachrichten des „Gaulois“ über beſorgte Aeußerungen 
Grévy's in dieſer Hinſicht dürften jedoch unrichtig ſein, des⸗ 
gleichen die Gerüchte, daß Grévy ſich entſchieden gegen jede wei- 4 
tere Ausführung der Dekrete gegen die übrigen Kongregationen 
erklärt habe. Drei General-Advokaten des Appellhofes und drei 
Prokuratoren des Pariſer Tribunals haben ihre Entlaſſung ein⸗ 
gereicht. Ebenſo der Sohn des Herzogs von Audiffret-Pasquier 
und mehrere andere Attaché's des Auswärtigen Amtes. 

Das wiener feudal⸗klerikalen „Vaterland“ das mit den 
engliſchen Ultramontanen gute Fühlung hat, theilt ein Schreiben 
eines in politiſchen Dingen wohlerfahrenen Engländers mit, das 
uns über die Anſichten jener Kreiſe bezüglich der engliſchen 
Es heißt daſelbſt: 


England erhalten ihren Antheil. 
Kaiſerin zu ihrer Ausſteuer erhielt, werden nach Darmſtadt zu⸗ 


Die Diamanten, welche die 
rückgeſendet. Zu den Diamanten der Kaiſerin gehören auch die A 
der kleinen Krone, welche die hochſelige Fürſtin nur einmal im 
Leben, am Krönungstage, trug. 


Tocales und Provinzielles. 
Poſen, 5. Juli. 
d. IIn Angelegenheit der Kreis⸗Schul⸗In⸗ d 
ſpektion der Stadt PBofen] fand am Freitage auf 


Anregung des Vereins Poſener Lehrer eine von hieſigen ſtädtiſchen 
Lehrern ſehr zahlreich beſuchte Verſammlung ſtatt. Gemäß dem 
in dieſer Verſammlung gefaßten Beſchluſſe begab ſich Sonnabend 
Mittag eine aus 12 Mitgliedern beſtehende Deputation, welche 
ſo zuſammengeſetzt war, daß jede der 6 ſtädtiſchen Volksſchulen, 
ſowie ſämmtliche Konfeſſionen und beide Nationalitäten (durch 7 
Deutſche, 5 Polen) in ihr vertreten waren, zu dem Herrn 
Oberbürgermeiſter Kohleis aufs Rathhaus, wo 
Mittelſchullehrer Baumhauer im Namen der Deputation an 
denſelben die Bitte richtete, derſelbe möge das Kreis⸗Schulinſpek⸗ 
torat der Stadt Poſen weiter behalten. Herr Oberbürgermeiſter 


Kohleis erwiderte etwa Folgendes: „Er danke den Herren 
für das Intereſſe, welches ſie in ſo vertrauensvoller 
Weiſe ihm entgegenbrächten. Es ſei ihm ſchwer geworden, 


den Gedanken zu faſſen, das Schul ⸗Inſpektorat, ein könig⸗ 
liches Ehrenamt, niederzulegen; aber die Arbeitslaſt deſſel⸗ 
ben ſei in der letzten Zeit ſo bedeutend gewachſen, daß in ihm 
Zweifel aufgeſtiegen ſeien, ob ſich dieſelbe mit der gleichfalls 
ſich ſteigernden Arbeit ſeines Gemeindeamtes ferner vereinigen 
könne. Nachdem die Stadtverordnetenverſammlung den Wunſch 
ausgeſprochen, er möge das Schulinſpektorat weiter behalten, habe 
er zu Nathe gehen müſſen, ob er nicht im Gemeinde-Amte ſich 
ſolche Erleichterungen ſchaffen könne, daß es ihm möglich werde, 
dieſem Wunſche zu entſprechen. Er hoffe, daß es ihm 
gelingen werde, beide Aemter weiter zu ver⸗ 
einigen. Wenn in der Stadtverordneten-Verſammlung von 
einer Seite der Gedanke ausgeſprochen worden, daß er das 
Schulinſpektorat niederlegen wolle, weil er fürchte, daß dem 
hieſigen Simultan⸗Schulweſen nur noch eine kurze Dauer beizu⸗ 
meſſen ſei, oder weil dieſes Simultanſyſtem ſich nicht vollſtändig 
bewährt habe, ſo fehle einem ſolchen Gedanken jede Unterlage. 
Nach ſeiner Ueberzeugung habe dieſes Syſtem nach jeder Rich: 
tung allen Vorausſetzungen, unter denen es gegründet worden, 
entſprochen. Es gebe keine erziehliche Aufgabe, welche durch 
daſſelbe nicht auf das Ausreichendſte überwunden werde, und 
er habe keinen Grund, anzunehmen, daß eine 
Inſtitution, die ſo feſt und mit ſolchem Er⸗ 
folge begründet und ausgebaut worden ſei, 
oberbehördlich irgendwie modifizirt werden 
ſollte. Er danke der ſtädtiſchen Lehrerſchaft für die Unter⸗ 
ſtützung, welche dieſelbe bisher im Ausbau des Simultan⸗Syſtems 
den ſtädtiſchen Behörden und ihm mit ſolcher Hingebung, Treue 
und Einſicht gewährt habe.“ 

— Viktoriatheater. Wir weiſen an dieſer Stelle nochmals dar⸗ 
auf hin, daß der hier beſtens bekannte Hofſchauſpieler Herr Grans 
heute in der Rolle des Königslieutenant ein auf vier Vor⸗ 
ſtellungen berechnetes Gaſtſpiel beginnt. P 
Das Konzert des Landwehr Geſaugvereins zum Beften 
des Propinzialkriegerdenkmals wird nicht, wie in der Sonnabendnum⸗ 
mer d. Bl. irrthümlich angegeben war, am Dienſtag, ſondern bereits 
3 ontag) Abends um 6 Uhr im Lambert'ſchen Garten 

r. Die Sommerfeſte, welche geſtern Nachmittags und Abends 
ſtattfanden, erlitten durch die ungünſtige Witterung 2 Einbuße. 

es des 9 tücht in n net hatte, klärte Hi 


n Laufe des 98 auf, üttags war 
EW hönft Dann bezog fich wieder der Himmel, um 
5 Uhr begann es zu regnen und ebenſo fiel Abends mehrmals leichter 
Regen. Die Fleiſchergeſellen⸗Innung begab ſich 13 Uhr 
Nachmittags mit Muſik nach Urbanowo, bald darauf der Ortsver⸗ 
band der Gewerkvereine nach dem Viktoriapark. Der Land⸗ 
wehrverein zog 3 Uhr Nachmittags vom Bernhardinerplatz mit 
zwei Muſikkorps nach dem Volksgarten, und feierte dort ſein 13. Stif⸗ 
tungsfeſt, welchem auch Oberpräſident Günther beiwohnte. Der 
* ndwerkerverein beging ſein Sommerfeſt im Feldſchloß⸗ 
arten. Näheren Bericht über dieſe Feſte behalten wir uns vor. 


Bei dem kaiſerlichen Poſtamte in Schwerin 
in Mecklenburg 
— in der Nacht vom 29. zum 30. Juni d. J. 24 Briefe mit einem 
erthinhalte von ungefähr 100,000 Mark mittelſt Einbruchs 
entwendet worden. Für die Ergreifung der Diebe und die Herbei⸗ 
ſchaffung des Geldes hat die kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektion in Schwerin 
1. M. eine Belohnung von 1500 Mark ausgeſetzt. Durch die Zeitungen 
it mehrfach die Nachricht verbreitet worden, daß die Thäter dieſeb 
Poſtdiebſtahls ermittelt und feſtgenommen worden ſeien. Dieſe Nach⸗ 
richt iſt jedoch nicht zutreffend. 

Stephan-Federn. Dieſe durch ihre Dauerhaftigkeit, Leichtigkeit 
und angenehme Handhabung ausgezeichneten Stahlfedern verdanken 
ihren Namen dem deutſchen Generalpoſtmeiſter, welcher auf Erſuchen 
des Fabrikanten D. Leonardt in Birmingham das Protektorat derſelben 
übernommen und fie im deutſchen Poſtdienſte eingeführt hat. Nach⸗ 
dem wir die Federn in ihren verſchiedenen Härtegraden ꝛc. probirt, 
können auch wir denſelben das beſte Zeugniß ausſtellen. 


delegraphiſche Nachrichten. 


Ems, 3. Juli. Se. Majeſtät der Kaiſer machte geſtern 
Nachmittag mit Ihrer königl. Hoheit der Großherhozin⸗Mutter 
von Mecklenburg⸗Schwerin eine Spazierfahrt und wohnte Abends 
der Vorſtellung im Theater bei. Die Großherzogin ut. heute 
früh um 10 Uhr 41 Minuten nach Kaſſel gereiſt; Se. Majeſtät 
der Kaiſer gab der hohen Frau das Geleit bis zum Bahnhofe. 

Ems, 4. Juli. Se. Maj. der Kaiſer machte geſtern Nach⸗ 
mittag eine Spazierfahrt und wohnte Abends der Vorſtellung im 
Theater bei. Heute früh ſetzte Se. Maj. die Kur fort. — Der 
Fürſt Milan von Serbien iſt geſtern hier eingetroffen. 

Wien, 2. Juli. Fürſt Milan von Serbien iſt heute 
Abend nach Ems abgereiſt. Der Kaiſer hat dem Miniſter 
Prazat die Geheimerathswürde verliehen. 

Wien, 3. Juli. Meldung der „Polit. Korreſp.“ aus 
Cettinje von heute: Vorgeſtern ſind mehrere vornehme 
Häuptlinge der Albaneſenſtämme Schola, Schoſcha und Pumta 
hier eingetroffen und haben die feierliche Erklärung abgegeben, 
von jedem weiteren Widerſtande gegen Montenegro abzulaſſen. 
Dagegen haben ſich beträchtliche albaneſiſche Streitkräfte vor 

Mozura Planina angeſammelt und nehmen eine drohende Haltung 
gegen Antivari an, zu deſſen Vertheidigung mehrere montenegri⸗ 
niſche Bataillone konzentrirt worden ſind. 


Wien, 4. Juli. Die „Montagsrevue“ ſagt bei einer 
Beſprechung der Berliner Konferenz: Wiewohl der Vermittelungs⸗ 
gedanke die Verhandlungen der Konferenz beherrſcht habe, könne 
hieraus doch nicht geſchloſſen werden, daß die Mächte ihrer Ent⸗ 
ſcheidung ausſchließlich nur eine platoniſche Bedeutung beigelegt 
wiſſen wollten. Die Pforte müßte ſeit der Konferenz doch zu 
der Einſicht gelangen, daß Europa entſchloſſen ſei, nicht mehr 
mit ſich markten zu laſſen. 

Paris, 3. Juli. [Senat.] Berathung der Amneſtie⸗ 
vorlage. Feray und Viktor Hugo treten für die Vorlage ein. 
Jules Simon bekämpft dieſelbe und beſtreitet, daß die Bevölke⸗ 
rung die Amneſtieertheilung wünſche. Uebrigens dürfe man nicht 
immer den Volkswünſchen nachgeben, man müſſe vielmehr die 
Nation aufklären. Wenn man Grundſätze habe, ſo dürfe man 
dieſelben noch nicht deshalb aufgeben, weil ſie aufgehört hätten, 
populär zu ſein. Wenn man nicht mehr in Uebereinſtimmung 
mit der öffentlichen Meinung regieren könne, müſſe man auf⸗ 
hören zu regieren. Man würde ſich gegen Frankreich und gegen 
die Republik vergeſſen, wenn man Mörder und Brandſtifter 
amneſtiren wollte. Dazu) werde er ſich niemals verſtehen können, 
umſoweniger als die Schuldigen nicht die geringſte Reue zeigten 
und in ihrem Haſſe beharrten. So lange das Wort: Vergeſſen, 
nur von einer Seite ausgeſprochen werde, ſei daſſelbe nur eine 
Schwäche. Die Amneſtie ſei keine Vereinigung, denn eine Ver⸗ 
einigung mit gewaltthätigen Menſchen ſei eine Utopie. Wenn 
man den Weg der Zugeſtändniſſe einſchlage, jo würden bald 
neue Zugeſtändniſſe gefordert werden, und wenn die letzteren ver⸗ 
weigert würden, würde man nur aufs Neue Haß ernten und die 
gewonnenen Alliirten wieder verlieren. Jules Simon erinnert 
demnächſt an Thiers, welcher Frankreich in Bezug auf ſeine Fi⸗ 
nanzen, in Bezug auf die Armee und in Bezug auf den Rich⸗ 
terſtand wieder hergeſtellt habe, und fährt fort: Ihre Aufgabe 
war es, Frankreich auch in Bezug auf die Gemüther wieder 
herzuſtellen. Was haben Sie aber gethan? Nichts. Ihre 
einzige Sorge iſt die Furcht, daß die Wahlen ſich unter 
dem Geſichtspunkte der Amneſtiefrage vollziehen könnten. 
Die Wahlen müſſen aber unter dem Geſichtspunkte ſtatt⸗ 
finden, daß man wählt zwiſchen einer Politik der Gewalt⸗ 
thätigfeit und einer Politik der Freiheit, zwiſchen einer Politik 
ohne Muth und ohne beſtimmtes Urtheil und einer Politik, 
welche Gewiſſens- und Glaubensfreiheit will, welche die Unab⸗ 
hängigkeit der Religion und der Gerechtigkeit achtet, und welche 
die Beamten nicht wie Parias behandelt. Un: die Gemüther auf⸗ 
zurichten, dürfe man Muth nicht blos auf der Straße haben, 
ſondern auch im Parlament und im Kabinet, bejonders gegen 
jene Art von Aufruhr, der nicht mit Gewehren, ſondern mit 
Dekreten ins Werk geſetzt werde. (Lebhafter Beifall der Rechten 
und des linken Zentrum.) Konſeilpräſident Freycinet erwidert, 
die Rede Jules Simon's ſei eine vollſtändige Anklageakte, die 
Regierung habe ihre Anſichten nicht geändert und ſei ſtets der 
Meinung geweſen, daß die Amneſtie vor den Neuwahlen gewährt 
werden müſſe. Zu Gunſten der Amneſtie habe ſich eine lebhafte 


re 2 8 i jori⸗ 
a e dee Strömung gebildet und das Miniſterium müſſe mit der Majori 


tät des Parlaments regieren. Das Miniſterium wolle die Amne⸗ 
ſtie im Intereſſe des Landes und der Republik, nicht um der 
Amneſtie ſelber willen. Es würde gefährlich fein, gegen das all: 
gemeine Stimmrecht auzukämpfen. Wenn die Amneftie abgelehnt 
werde, beſitze die Regierung, die die Amneſtie unterſtützt habe, 
nicht mehr das erforderliche moraliſche Anſehen, um die 
Agitation zu verhindern. Es ſei nothwendig, Spaltungen 
unter der republikaniſchen Partei zu unterdrücken, ebenſo 
nothwendig ſei aber, die Partei der Extremen daran zu 
verhindern, daß ſie die Amneſtie dazu ausbeute, die Maſſen irre 
zu führen. Die Amneſtie ſei eine Frage der Opportunität, nicht 
eine Frage der Prinzipien, die Lage des Kabinets werde eine ſchwie⸗ 
rige ſein, wenn die Amneſtie abgelehnt werden ſollte. Am Schluß 
ſeiner Rede forderte Freyeinet den Senat dringend auf, zum 
Zweck der Uebereinſtimmung mit der Kammer, ſeine Meinung 
zum Opfer zu bringen und mit einer ſchmerzlichen Vergangenheit 
abzurechnen, welcher diejenigen, die vorher geſprochen, nicht ſo 
fremd gegenüberſtänden, wie die Mitglieder des Kabinets. (Bei⸗ 
fall der Linken.) Jules Simon legt gegen die letzterwähnte 
Aeußerung Freyeinet's Verwahrung ein. Der Gegenentwurf des 
Senators Labiche, welchem die Regierung ſich angeſchloſſen hatte, 
wurde mit 145 gegen 133 Stimmen abgelehnt. Ein Amende⸗ 
ment des Senators Bo zérian, welches allen wegen des Kommune: 
Aufſtandes Verurtheilten, mit Ausnahme von Brandſtiftern und 
Mördern, Amneſtie ertheilt, wurde mit 143 gegen 138 Stimmen 
angenommen. 

Paris, 4. Juli. Der „Liberté zufolge wurden geſtern 
Morgen von der Polizei acht Perſonen verhaftet, welche ruſſiſche 
Nihiliſten oder deutſche Sozialiſten ſein ſollen. Es wurde den⸗ 
ſelben die Ausweiſung angekündigt. 

Paris, 4. Juli. Die Morgenblätter ſprechen ſich über den 
geſtrigen Beſchluß des Senats von ihren Parteiſtandpunkten aus. 
Die Journale der Intranſigenten erklären, der Senat habe durch 
ſein Votum einen Selbſtmord an ſich vollzogen, die Blätter der 
gemäßigten Linken fordern die Deputirtenkammer auf, dem Be⸗ 
ſchluſſe des Senats beizutreten. Die „République frangaije” 
erklärt, die Amneſtie werde eine vollſtändige und ganze ſein. 
Die Journale der Rechten beglückwünſchen den Senat zu ſeinem 
Beſchluſſe, das Organ Dufaures, das Journal „Parlement“, 
ſagt, der Senat habe das Vertrauen gerechtfertigt, welches das 
Land in denſelben geſetzt habe. 

Brüſſel, 4. Juli. In der Zuſchrift vom 30. v. M., mit 
welcher der Miniſter des Auswärtigen, Frére⸗Orban, dem päpſt⸗ 
lichen Nuntius ſeine Päſſe zuſtellte, heißt es: Das Intereſſe für 
die Gerechtigkeit und Wahrheit nöthigt mich, meine Aeußerungen 
vom 28. d. M. und die Richtigkiit der Thatſachen aufrecht zu⸗ 
erhalten, welche durch rege und vermeſſene Ableugnungen nicht 
erſchüttert werden können. Der Miniſter proteſtirt ſodann gegen 
die von dem Nuntius aufgeſtellte Behauptung, daß er (der 
Miniſter), als er den Kammern das Reſultat der Verhandlungen 
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mit der Kurie mitgetheilt, gewußt habe, daß die Schlußfolge⸗ 
rungen, die er aus den Aeußerungen des Kardinal⸗Staatsſekre⸗ 
tärs Nina gezogen, den Intentionen des Papſtes nicht entſprächen. 
Es ſei das, fügt der Minifter hinzu, eine Verſicherung, die auch 
nicht das geringſte Anzeichen von Wahrſcheinlichkeit habe. Der 
Brief ſchließt: Ich würde Ihnen, wenn Sie nicht die Eigenſchaft 
eines Diplomaten beſäßen, das Recht nicht haben zugeſtehen 
können, über das abzuurtheilen, was der Politik des Landes 
entſprechen kann. > 
ondon, 4. Juli. Bei der in Buteſhire ſtattgehabten 
Parlamentswahl wurde der Kandidat der Konſervativen, Dal⸗ 
rympel, mit 583 Stimmen gewählt; der Kandidat der Liberalen, 
Ruſſel, erhielt nur 540 Stimmen. 3 
Petersburg, 3. Juli. Großfürſt Alexei Alexandrowitſch 
iſt geſtern ins Ausland gereiſt. 
Bukareſt, 3. Juli. Fürſt Karl von Rumänien empfing 
den portugieſiſchen Geſandten am wiener Hofe, welcher die Aner⸗ 
kennung der Unabhängigkeit Rumäniens ſeitens ſeiner Regierung 
notifizirte. 
Bukareſt, 4. Juli. Das Journal „Preſſa“ erklärt die 
Blättermeldung von dem Rücktritt des Miniſters Bosrescu und 
und deſſen bevorſtehender Ernennung zum Bankgouverneur für 
unbegründet. 
Athen, 4. Juli. Die Regierung hat die Armeereſerve 
einberufen. ` 28 
Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer i — KR 
Für den H der folgenden Nee een u Stans 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Telegraphiſche Vörſenöerichte. 


Frankfurt a. M., 3 Jul, (Schluß Gourſe) Matt 
rankfurt a. M. 1. uß⸗Courſe.) Matt. 
Lond. Wechsel 20,48. Pariſer do. 81,05. Wiener do. 173,15. KM. 


St.⸗A. 1473. Rheiniſche do. 1594. Heſſ. Ludwigsb. 1023. K⸗M.⸗Pr⸗Antb. 
132}. Reichsanl. 1003. Reichsbank 1491. Darmſtb. 1487. Meinin, Fe 
B. 98. Oeſt.⸗ ung, Bk. 71850. Kreditaktien“) 246%. Silberrente 649. 
Papierrente 63%. Goldrente 703. Ung. Goldrente 968. 1860er Looſe 
1263. 1804er Looſe 312,70. Ung. Staatsl. 224,00. do. Oſtb.⸗Obl. 
Böhm. Weſtbahn 2031. Eliſabethb. 1693. Nordweſtb. 152%. 
Galizier 2444. Franzoſen“) 2464. Lombarden-) 72. Italiener 
—, 1877er Den 943. II. Orientanl. e Zentr. = Pacific 1108. 
Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn —. eue 4proz. Ruſſen —. 

Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien a 246}. Franzoſen 247, 
Galtzier 245%, ung Goldrente 965, U. Orientanleihe — —, 1860er 
Looſe —, UI. Orientanleihe ——, Lombarden —, Schweizer. Zentral⸗ 
e —, Mainz⸗Ludwigsbafen —, 1877er Ruſſen —, Böhmiſche Weſt⸗ 
ahn —. 


ZS 


*) per medio reſp. per ultimo. 
Die Anmeldungen auf die 4sprozentigen Pfandbriefe des ungari⸗ 
Ke GC EE bei der deutſchen Effekten⸗ und Wechſelbank 
ind erheblich. 

Wien, 3. Juli. (Schluß⸗Courſe.) Verkäufe der Spekulation und 
der Arbitrage drünten Spekulationspapiere und Renten abgeſchwächt, 


Teen, DEE e 7469, Oeger Geteste eg 
N „10. d 4 0 e 85 
Ungariſche Goldrente 111,735. 1854er Looſe 12,50. cke € 
134,00. 1864er Looſe 173,75. Kreditlooſe 177,70. Ungar. Prämie 
115,00. Kreditaktien 284,80. Franzoſen 285,75. Lombarden 82,75. 
Galizier 285,50. Kaſch.⸗Oderb. 133,50. Pardubitzer 134,00. Nordweſt⸗ 
bahn 176,70. Eliſabethbahn 195,50. Nordbahn 2435,00. 

ungar. Bank —.—. Türk. Love —.—. Unionbank 113,50. Anglo⸗ 
Auſtr. 137,75. Wiener Bankverein 138,75. Ungar. Kredit 268,50, 
Deutſche Plätze 57,00. Londoner Wechſel 117,40. Pariſer do. 46,40, 
Amſterdamer do. 96,80. Napoleons 9,34. Dukaten 5,53. Silber 
100,00. Marknoten 57.60. Ruſſiſche Banknoten SE ge 
Gernowig 170,00. Kronpr.⸗Rudolf 165,00. anz⸗Joſef 172,00. 

Nahbörfe: Matt. Kreditaktien 283,80, Franzoſen 285,00, Lom⸗ 
bardem 82,80, Galizier 282,00, KE 137,30, Papierrente 73,60, 
öfter. Goldrente 88,70, ungar. Goldrente 111,10, Nordbahn 2445. 

Paris, 3. Juli. (Schluß = Go, ; Feſt. 

3 proz. amortiſirb. Rente 86,75, 5proz. Rente 85,174, Anleihe 
de 1872 119,12}, Italien. Sen, Rente 88,05, Oeſterr. Gold⸗ 
rente 77, Ung. Goldrente 882, Ruſſen de 1877 988, Franzoſen 

Lombardiſche Eiſenbahn⸗Aktien 181,25, Lombard. Prioritäten 
‚00, Türken de 1865 10,70, 5proz. rumäniſche Anleihe 76,75. 
Credit mobilier 630,00, Spanier 885 1813, do. inter. 1744, Suez⸗ 
kanal⸗Aktien —, EES ottomane 537, Societe generale 557, 
foncier 1260, Egypter 317, Banque de Paris 1125, Banque d'escompte 
800, Banque hypothecaire 605, Dirientanleihe 62}, Türken⸗ 
3 Ba Jun Wegen Jol Bü Italieniſ N 

on, 3. Juni. Conſols . ieniſche 5proz. Rente 844, 
Lombarden 74, Zprozent. Lombarden alte —, Z3prozent. do. neue Ger 
8 Ruſſen de 1871 91, 5pros. Ruſſen de 1872 91, proz. Ruſſen 
de 1873 90%, öproz. Türken de 1865 108, Sproz. fundirte Amerikaner 
— Oeſterr. Silberrente —, do Papierrente —, Ungar. Gold⸗ 
Rente 944, Oeſterr. Goldrente 76, Spanier 184, Egypter —. 

Preuß. 4prozent. Conſols —, 4proz. bair. Anleihe —. 
Platzdiskont 11 pCt. 

Aus der Bank floſſen heute 140,000 Pfd. Sterl. 8 
Newyork, 2. Juli. (Schlußkurſe.) Wechſel auf Londo; in Gold 2 
` SE CG — Ko auf 1877 10581. 6 E 2 Cen aan 1924, Ke 
pCt. fundi nleihe von 187 „Erie⸗Vahn 403, Central⸗Pa. ifi 
112, ena Centralbahn 127}. ) ` 
Köln, 3. Juli eege ien Vo 

n, 3. i. eidemarkt. eizen hieſiger loco 24,50, d 
fremder loco 25,50, pr. Juli 22,45. pr. November 19,70. Rog en 2 
loco 21,50, pr. Juli 18,60, pr. November 16,25. Hafer loco 18:50. E 
waer" loco SEN D Hr = ie * 

remen, 3. Juli. Petroleum feſt. (Schlußbericht.) Stan⸗ 
dard white loko 9,60 a 9,50, per Auguſt⸗Dezember 9,95 a 9,85. Alles 


bezahlt. 2 
Hamburg, 3. Kon. (Getreidemarkt.) Weizen loko ruhig 
auf Termine feſt. oggen loko und auf Termine feſt 


192 e Roggen ver Magd 251, Br. 10 Cb, dee S „ 
Roggen per Juli⸗Augu 5 „ per Sep d 
Oktober 1574 Br 156% Gd. Safer feit. Gerſte ruhig. Rüböl ei 
loko 56, Oktober 58. Spiritus feſt, per Juli ST Br., ver Au⸗ 
eee ré 525 Br., per September⸗Oktober 52 Br., per Oktober⸗ 
November 51 Br. Kaffee Br. Umſatz 3000 Sack. Petroleum fi, 
Standard white loko 9,20 Br. 9,00 Gd., per Juli 9,0 Gd., per Kä 
Auguſt⸗Dezember 9,70 Gd. — Wetter: Schön. d 
„Amſterdam, 3. Juli. Getrerdemarkt. (Schlußbericht.) 
en auf Termine höher, per November 272. Roggen dE 
auf Termine unverändert, per Juli 222, pr. Oktober 191, pr. März 
187. Rüböl loko 33, per Soit 33}, per Moi 1881 348. 
Antwerpen, 3. Juli. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen behauptet. Roggen flau. Hafer unveränd. be 
Liverpool, 3. Juli. Baumwolle. (Schlußbericht). 
Ballen, davon für Spekulation und Export 1000 
dert. Middling amerikaniſche Auguſt⸗September⸗Lieferung 634 d. 
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Produkten -Norſe. 


Gekündigt 1000 N neee 1565 M. bezahlt. 
Kilo Kochwaare 1 
— Mais per 1000 80 loko 127 bis 130 M. be⸗ 


ER per 1000 
176—185 

zahlt nach Qualität. 
n 127 f. 
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Dieſer Umſtand gm 
aber kleinere Rü 
Geldabfluß aus SC 
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Rumäniſcher — ab Bahn bezahlt, Amerika⸗ 
bez. — . per er ES brutto, 
31,50—30,50 M. 0: 30,00—28,50 M., 0/1: 

— N inclufive Sack, 0: 2901 2200 M. 


Berlin, 3. Juli. Der unentſchiedene, aber eher matte Schluß des 
geſtrigen Nachgeſchäfts hatte auf die auswärtigen Börſen ungünſtig 

5 namentlich hatte die pariſer Spekulation, welche ohnehin mit 
einer schwierigen Liquidation beſchäftigt iſt, einer Abſchwächung keinen 
hinreichenden Widerſtand entgegenſetzen können. 
Thatſache milderte den Druck dieſer Meldungen ; 
Eiſenpreiſe hatten eine Beſſerung erfahren, und darauf hin wurden 
namentlich die Stamm⸗Prioritäten der Dortmunder Union anfangs an 
11 pCt. befier bezahlt, und auch Laurahütte⸗Aktien z 
ährte dem übrigen Markte einige 


ai 


aſſen der Reichsbank 


Joudg⸗ u. Aktien⸗Görſe. dan 


Berlin, den 3. Juli 1880. 


Mark, 


28.50 bis an 


re 


Futterwaare 


` 2400 


00 M. bez., ver Juli⸗Auguſt 25.50 


— en M., i ec 
ver Auguft N bezahlt, ver September 
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ein. heimiſche Anleihen wiederum recht feit behauptet erſchienen. Aus⸗ 
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